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Die Haushaltssatzungen und Haushaltspläne 2026 sind am 29.01.2026 und der
Ergänzungsbeschluss zu Band I Kernhaushalt ist am 23.04.2026 von der Bürgerschaft
beschlossen und anschließend dem Ministerium für Inneres und Bau M-V für das Prüfungs-
und Genehmigungsverfahren vorgelegt worden. Mit der „Amtlichen Bekanntmachung“ der
Haushaltssatzungen 2026 für den Kernhaushalt und die städtebaulichen Sondervermögen
im Amtsblatt Nr. 5 am 24.07.2026 ist der Haushalt 2026 seit dem 25.07.2025 rechtskräftig. 
Das bedeutet, dass die vorläufige Haushaltsführung mit allen Auswirkungen, insbesondere
auf die Investitionstätigkeit und die Durchführung freiwilliger Leistungen im Berichtszeitraum
überwiegend maßgeblich war. 
 
Vorhaben, die aus Mitteln der Ermächtigungsübertragungen aus dem Haushaltsjahr 2025
finanziert werden, konnten aufgrund des erfolgten Vortrags der Mittel uneingeschränkt
fortgesetzt bzw. begonnen werden. Zur Verfügung stehen aktuell im Aufwandsbereich
insgesamt 760,6 TEUR (Vorjahr 2.741,4 TEUR), mit denen u.a. Grundstücke, Gebäude,
Außenanlagen, Straßen und Wege unterhalten und gepflegt werden. Im investiven Bereich
sind Auszahlungsermächtigungen von 36.964,6 TEUR (Vorjahr 42.938,8 TEUR) und
Einzahlungsermächtigungen von 17.603,7 TEUR (Vorjahr 19.313,0 TEUR) für Maßnahmen
vorgetragen.
 
Die Rechtsaufsichtsbehörde hat im Rahmen der Genehmigung der Haushaltssatzung 2026
die Anordnung erlassen, dass eine möglichst sparsame an dem Grundsatz der
Unaufschiebbarkeit orientierte Haushaltsdurchführung im laufenden Bereich sicherzustellen
ist.
 
Ferner hat die Rechtsaufsichtsbehörde bei den Entscheidungen zu den
genehmigungspflichtigen Teilen der Haushaltssatzungen 2026 infolge der weggefallenen
Leistungsfähigkeit die von der Bürgerschaft beschlossenen Gesamtbeträge der
Kreditneuaufnahmen und der Verpflichtungsermächtigungen nur teilweise genehmigt: Der
Haushaltsplan 2026 enthält für die Umsetzung der Investitionstätigkeit Kreditneuaufnahmen
in Höhe von 15.767,4 TEUR, die in Höhe von 11.636,2 TEUR genehmigt wurden. Ferner
wurden Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von insgesamt 64.193,7 TEUR eingeplant,
die in Höhe von 36.488,7 TEUR genehmigt wurden. 
 

Folgende Investitionsvorhaben blieben bei der Kreditgenehmigung unberücksichtigt bzw.
zunächst unberücksichtigt: 

- Erwerb von Ackerflächen (Maßnahme 21-2060-0006)
- Entwicklung maritime Wirtschaft (Maßnahme 25-2060-0002)
- Neubau Hortgebäude Burmeister (Maßnahme 26-7091-0002)

 
Es wurden entsprechende Bewirtschaftungsverfügungen in ab-data eingegeben, die unter
bestimmten, den Fachämtern mitgeteilten Voraussetzungen aufgehoben werden können.
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Auch die Haushaltssatzungen 2026 der Städtebaulichen Sondervermögen (SSV) enthalten
Verpflichtungsermächtigungen, die für das SSV „Knieper West“ vollständig, für das SSV
„Altstadtinsel“ und für das SSV „Tribseer Vorstadt“ jedoch nur teilweise genehmigt wurden.
 
Die Ergebnisse der Haushaltsdurchführung per 31.08.2026 sind in den Anlagen, die auch
dem Finanz- und Vergabeausschuss zur nächsten Sitzung vorgelegt werden,
zusammengefasst dargestellt.
 
Per 31.08.2026 sind in der Finanzrechnung die laufenden Einzahlungen mit 60,7 % und die
laufenden Auszahlungen mit 55,3 % erfüllt.
 
Positiv ist die Entwicklung der Pachteinnahmen über landwirtschaftliche Flächen und aus
Erbbaupacht: per 31.08.2026 sind Mehrerträge in Höhe von insgesamt 111,8 TEUR
angeordnet worden.
 
Die regionalisierte Mai-Steuerschätzung 2026 vom 12.05.2026 prognostiziert für den
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer eine um 242,2 TEUR geringere Zuweisung für das
Jahr 2026. Der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer inklusive der Kompensation
Investitions-Booster erhöht sich um 882,0 TEUR. Insgesamt ist, vorbehaltlich der Ergebnisse
der Herbst-Steuerschätzung, mit einem Mehrertrag in Höhe von 639,8 TEUR im Vergleich zu
den eingeordneten Planansätzen 2026 zu rechnen. Dieser resultiert im wesentlich aus den
Zahlungen für die Kompensation Investitions-Booster.
 
Mindereinnahmen zeigen sich per 31.08.2026 im Bereich der Eintrittsgelder im Zoo
(Erfüllungsstand 56,6%), der Parkraumbewirtschaftung (Erfüllungsstand 65,1%) und in der
Verkehrsüberwachung (Erfüllungsstand 28,9%). 
Im Berichtszeitraum ist die Vorabausschüttung auf den Bilanzgewinn der SWS Stadtwerke
Stralsund GmbH in Höhe von 1.012,3 TEUR bereits mit Fälligkeit 30.09.2026 verbucht
worden. Die weiteren Gewinnanteile städtischer Unternehmen sind aufgrund späterer
Fälligkeiten noch nicht angeordnet worden. 
Weiterhin sind bei den Anordnungen folgender Bereiche Minderträge gegen über der
Planung per 31.08.2026 gegen zu verzeichnen:

- Realsteuern (871,6 TEUR)
- lang- und kurzfristige Pachteinnahmen über Flächen des Maritimen Industrie- und

Gewerbeparks am Standort der ehemaligen Volkswerft (723,5 TEUR)
- Verkaufserlöse aus Wald- und Ökopunkten (98,6 TEUR).

 
Bei den angeordneten Aufwendungen für Verbrauchsmedien, für Bewirtschaftung der
Grundstücke und Gebäude (insbesondere Gebäudereinigung und Bewachung) sowie für
Wartung und Reparaturleistungen ist festzustellen, dass sie sich unter dem Vorjahresniveau
zu diesem Zeitpunkt befinden. Per 31.08.2026 sind für diese Bereiche insgesamt
655,1 TEUR weniger angeordnet worden im Vergleich zum Vorjahr per 31.08.2025:
 

Bereich Anordnung per 
31.12.2026

Anordnung per 
31.12.2025

Differenz

Verbrauchsmedien            5.047,0 
TEUR            5.167,8 EUR      - 120,8 TEUR

Gebäudereinigung
und Bewachung

           3.191,5 
TEUR            3.611,8 EUR      - 420,3 TEUR

Wartung und
Reparaturleistungen

           2.476,7 
TEUR            2.590,7 EUR      - 114,0 TEUR

Summe      - 655,1 TEUR

 
Die Personalkosten befinden sich per 31.08.2026 deutlich unter dem Vorjahresniveau zu
diesem Zeitpunkt: Es wurden 22.797,5 TEUR angeordnet (25.127,4 TEUR per 31.08.2025).
Somit kann davon ausgegangen werden, dass das Ziel, gem. Rechtsaufsichtsbehörde die
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Personalaufwendungen zum Ende des Jahres 2026 um ca. 2.000,0 TEUR zu senken,
erreicht werden kann.
 
Die Hansestadt Stralsund zahlt als Wohnsitzgemeinde ihren Anteil der Kita-Kosten an den
Landkreis Vorpommern-Rügen. Am 30.03.2026 erfolgte durch den Landkreis die
Endabrechnung für das Jahr 2025, auf Grundlage derer die Abschlagszahlungen für das
Jahr 2026 aktualisiert und nunmehr monatlich verbucht werden.
 
Durch die verspätete Kreisumlagefestsetzung des Landkreises Vorpommern-Rügen im Mai
2026 auf 43,5% kann die Hansestadt Stralsund den geplanten Ansatz für die Kreisumlage
2026 verringern. Das theoretische Einsparpotential beträgt hierbei 1.200,0 TEUR, dieser
erhöhte Ansatz resultierte aus dem ursprüngliche geplanten Kreisumlagesatz von 45%.
Per E-Mail wurde die Hansestadt Stralsund am 25.06.2024 erstmals über die Ergebnisse aus
dem Zensus 2022 zur Bevölkerungsentwicklung informiert. Demnach ist eine erhebliche
Abweichung in der Einwohnerzahl ermittelt worden (in den Jahren 2022 bis 2024
durchschnittlich 5.500 Einwohner), was wiederum erheblichen Einfluss auf u.a. die
finanziellen Zuweisungen nach dem FAG M-V hat. Daher befindet sich die Hansestadt
Stralsund gegenwärtig in einem Sammelklageverfahren gegen das Statistische Amt M-V.
Gemäß einem Schreiben des Statistischen Amtes M-V vom 25.06.2026 soll die
Einwohnerzahl der Hansestadt Stralsund per 31.12.2026 nunmehr um 1.751 Personen nach
oben korrigiert werden. Die Auswirkungen auf die o.g. finanziellen Zuweisungen bleibt es
jedoch abzuwarten, da denen ein komplexes Berechnungsverfahren zu Grunde liegt. 
 
Der geringe Mittelabfluss bei der Umsetzung der Investitionsvorhaben setzt sich im
laufenden Haushaltsjahr erneut fort. Es sind für die Investitionstätigkeit 6.891,8 TEUR
(entspricht 8,1 %) ausgezahlt und 8.684,1 TEUR (entspricht 17,2 %) eingezahlt worden. In
der Anlage 5 ist der Erfüllungsstand ausgewählter größerer Vorhaben dargestellt. 
 
Trotz der aufgezeigten positiven Entwicklungen der Erträge und der möglichen
Einsparpotentiale für das Haushaltsjahr 2026 bleibt die Haushaltssituation der Hansestadt
Stralsund insgesamt – wie auch im Vorjahr – finanziell angespannt. Eine exakte, fundierte
Prognose auf das Jahresergebnis 2026 ist – auch in Anbetracht der politischen
Entwicklungen auf der Welt insgesamt aber auch innerhalb Deutschlands und deren
Auswirkungen auf Bund, Länder und Kommunen – aus derzeitiger Sicht daher schwer
abzugeben. 
Das Kämmereiamt schätzt mit Stand vom 01.09.2026 ein, dass der fortgeschriebene Ansatz
des Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen vor Tilgung, also einschließlich der
Ermächtigungsübertragungen, in Höhe von -21.073,6 TEUR jedoch nicht überschritten wird.
Der fortgeschriebene Ansatz des Saldos der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit
vor Tilgung und einschließlich der Ermächtigungsübertragungen beträgt mit Stand
01.09.2026 -35.128,2 TEUR. Hier schätzt das Kämmereiamt zum gegenwärtigen Zeitpunkt
ein, dass dieser ebenfalls nicht überschritten wird.
 
 
 
 
Torsten Kellotat
 
Anlagen
1 Gesamtübersicht der Einzahlungen und Auszahlungen per 31.08.2026
2 Gesamtübersicht der Teilhaushalte per 31.08.2026
3 Ausgewählte wesentliche Erträge / Einzahlungen per 31.08.2026
4 Ausgewählte wesentliche Aufwendungen / Auszahlungen per 31.08.2026
5 Ausgewählte große Investitionsmaßnahmen per 31.08.2026
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